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Die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP beantworte ich wie 
folgt: 


Als der Deutsche Bundestag mit Gesetz vom 9. September 1965 
neues Urheberrecht schuf, tat er dies im Bewußtsein der Notwen- 
digkeit eines Schutzes der geistigen, künstlerischen Leistung, Das 
Urheberrechtsgesetz gibt dementsprechend dem Urheber sehr weit- 
gehende Rechte und Sicherungen gegen den Mißbraudi seines 
Werkes, Sein Urheberpersönlichkeitsrecht erhält ihm das Recht 
zur Veröffentlichung auf Anerkennung seiner Urheberschaft, des 
Verbotes der Entstellung und anderer Beeinträchtigungen. Um- 
fängliche Verwertungs- und Nutzungsrechte ermöglichen dem Ur- 
heber über das eigentliche Urheberrecht hinaus, sinnvollen Ge- 
brauch von seiner geistigen Leistung zu machen. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Ist sie der Meinung, daß § 12 des Architektenvertragsmusters 
des Bundes vom März 1967 {Ministerialblatt des Bundesmini- 
sters der Finanzen vom 14. April 1967, Nr. 11, S. 246) 

„12,1, Der Auftraggeber darf die Unterlagen für die im § 1 ge- 
nannte Baumaßnahme ohne Mitwirkung des Architekten 
nutzen und ändern ; dasselbe gilt auch für das Bauwerk. 
Der Auftraggeber wird den Architekten vor wesentlichen 
Änderungen eines nach dem Urheberrecht geschützten 
Werkes anhören. 

12.2. Der Auftraggeber hat das Recht zu Veröffentlichungen 
unter Namensangabe des Architekten. Der Architekt be- 
darf zu Veröffentlichungen der Einwilligung des Auf- 
traggebers. 

12.3. 12.1. und 12.2. gelten auch, wenn das Vertragsverhältnis 
vorzeitig endet." 

mit dem Geist und dem Wollen dieses Urheberrechtsgesetzes 
im Einklang steht, der dem Architekten pauschal bei allen Bau- 
vorhaben des Bundes und der Länder ohne jegliche Vergütung 
alle Rechte nimmt, die ein Urheberrecht erst sinnvoll machen? 
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§ 12 des Architektenvertragsmusters A des Bundes in der Fas- 
sung vom März 1967 stimmt nach Meinung der Bundesre- 
gierung mit dem „Geist und Wollen" des Urheberrechts- 
gesetzes überein. Es trifft nicht zu, daß mit dieser Bestimmung 
dem Architekten pauschal ohne jegliche Vergütung alle wesent- 
lichen Urheberrechte an seinem Entwurf genommen werden. 
§ 15 des Urheberrechtsgesetzes gibt dem Urheber eines Werkes 
der Baukunst ein ausschließliches Verwertungsrecht, zu dem 
auch das Vervielfältungsrecht gehört. Da die Errichtung eines 
Werkes der Baukunst eine Vervielfältigung des Entwurfs im 
Sinne des Urheberrechtsgesetzes darstellt, darf ein Dritter 
den Bau nur errichten, wenn der Urheber des Entwurfs es ge- 
stattet. Diese Erlaubnis soll durch § 12 Abs. 1 des Architekten- 
vertrages auch für den Fall erteilt werden, daß der geplante 
Bau eine individuelle künstlerische Leistung, also ein Kunst- 
werk darstellt, was gerade bei Zweckbauten nicht häufig der 
Fall sein wird. Besteht ein Urheberrecht, so erfordert es der 
Vertragszweck, daß der Architekt dem Bund die Erlaubnis er- 
teilt, das Bauwerk nach dem Entwurf zu errichten. Alle son- 
stigen Urheberrechte verbleiben dem Architekten. Lediglich 
das Recht, den Entwurf zu ändern, soll dem Auftraggeber einge- 
räumt werden. Diese Bestimmung ist notwendig, um dem Auf- 
traggeber zu ermöglichen, den Entwurf den tatsächlichen Gege- 
benheiten anzupassen. Das Urheberpersönlichkeitsrecht des Ar- 
chitekten wird dadurch gewahrt, daß der Auftraggeber den 
Architekten bei wesentlichen Änderungen des Entwurfs oder 
des Bauwerks anhören muß. 

Auch die Regelung in § 12 Abs. 2 über das Recht der Veröffent- 
lichung entspricht den besonderen Verhältnissen bei staatlichen 
Bauten. Der Auftraggeber muß die Möglichkeit haben, die Bau- 
unterlagen - etwa bei Ausschreibungen - zu veröffentlichen. 
Das Veröffentlichungsrecht der Architekten muß eingeschränkt 
werden, damit bestimmte Bauvorhaben, z. B. militärische An- 
lagen, geheimgehalten werden können. 

Schließlich trifft es auch nicht zu, daß der Architekt nach § 12 
urheberrechtliche Nutzungsrechte ohne jegliche Vergütung ein- 
räumen muß. Die Höhe der Vergütung richtet sich nach der 
Gebührenordnung für Architekten (GOA). Für die Anfertigung 
eines Vorentwurfs als Einzelleistung schreibt § 20 GOA bei 
baulichen Leistungen als Höchstsatz 15 % der Gesamtgebühr 
vor. Damit sind alle Leistungen des Architekten, einschließlich 
eines etwaigen Urheberrechts am Entwurf, abgegolten. Da die 
Gebührenordnung für Architekten eine Höchstpreisverordnung 
ist (vgl, § 1 Abs. 2 der Verordnung PR Nr. 66/50 vom 1 3. Oktober 
1950), sind die nach der Gebührenordnung ermittelten Entgelte 
Höchstpreise. Ein besonderes Entgelt für die Übertragung von 
urheberrechtlichen Nutzungsrechten ist preisrechtlich nur inner- 
halb dieses Höchstsatzes zulässig; eine Überschreitung des 
Satzes von 15 % der Gesamtgebühr wäre ein Preisverstoß. Der 
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Bund ist hiernach zur Zeit nicht in der Lage, für die Einräumung 
dieser Rechte ein besonderes Entgelt zu vereinbaren. Die Frage, 
ob in Zukunft eine solche zusätzliche Gebühr vorgesehen werden 
soll, könnte nur im Rahmen einer neuen Gebührenordnung für 
Architekten geprüft werden. 

2. Meint die Bundesregierung nicht auch, daß eine solche Muster- 
vertragsbestimmung, die z. B. die Bundesvereinigung der Kom- 
munalen Spitzenverbände sofort übernommen und noch ver- 
schärft hat, wenig Respekt vor dem Urheberrechtsgesetz und 
damit vor der geistigen Leistung verrät, auch wenn sie die 
Rechte des Urhebers in juristisch zulässiger Weise abbe- 
dungen haben sollte? 

3. Sollte ein Bundesministerium, dessen Stimme im Baugeschehen 
Gewicht hat, den anderen öffentlichen Bauherren nicht in Re- 
spektierung dieser geistigen Leistung des Architekten mit gu- 
tem Beispiel vorangehen? 

Das Architektenvertragsmuster kann daher nicht als schlechtes 
Beispiel für andere Bauherren angesehen werden. 

Dr. Heinemann 
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